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Gemeinde Bad Essen
Der Bürgermeister

An die Mitglieder
des Ausschusses für Umwelt, Planen und 
Bauen

Nachrichtlich
an alle Ratsmitglieder
an Gleichstellungsbeauftragte Frau Ann Bruns

Datum:
Sachbearbeiter:

Telefon:
E-Mail:

20.05.2016
Doris Meier

05472 401-64
meier@badessen.de

E I N L A D U N G

zur Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Planen und Bauen

Sitzungstermin: Donnerstag, 02.06.2016, 17:00 Uhr

Ort, Raum: Sitzungssaal des Rathauses , Raum 1.10

Tagesordnung:

A) Öffentliche Sitzung:

 1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung 
und der anwesenden Ratsmitglieder, Feststellung der 
Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung

 2. Genehmigung des Protokolls über die Sitzung des Ausschusses für 
Umwelt, Planen und Bauen am 18.05.2016

 3. Verwaltungsbericht/Fachdienst 3 Umwelt, Planen und Bauen

 4. a) 54. Änderung des Flächennutzungsplanes in Hüsede
    -Entwurfs- und Auslegungsbeschluss-
b) Bebauungsplan Nr. 43.1 "AGRO II", Hüsede
    -Entwurfs- und Auslegungsbeschluss-

FD3/2016/100

 5. Bebauungsplan Nr. 3.1 "Bad Essen-Süd", Bad Essen, 7. Änderung
-Abwägungs- und Satzungsbeschluss-

FD3/2016/101

 6. 55. Änderung des Flächennutzungsplanes und Bebauungsplan 
Nr. 76 "Südlich Kampstraße"

FD3/2016/105

 7. Bebauungsplan Nr. 72 "Hafenstraße/Schulallee", Harpenfeld,
1. Änderung
-Änderungsbeschluss-

FD3/2016/104

 8. Gemeinsame Breitbandinitiative
-Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung-

 9. Verkehrsplanungsüberlegungen in Bohmte
-Orientierungsvorlage-

FD3/2016/102

 10. Mitteilungen, Anfragen und Anregungen
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B) Nichtöffentliche Sitzung:

 1. Sanierungsgebiet "Hafenstraße"

 2. Mitteilungen, Anfragen und Anregungen

Die Vorlage zu TOP 8 wird nachgereicht.

Das Protokoll vom 18.05.2016 wird nachgereicht.
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Gemeinde Bad Essen
Der Bürgermeister

Vorlage

Federführend:
Fachdienst 3 Umwelt, Planen und Bauen

Vorlage-Nr:
Status:
WWW-Status:
Datum:
Verfasser: 
AZ:

FD3/2016/100
öffentlich
öffentlich
10.05.2016
Andreas Pante
-pa/md-

a) 54. Änderung des Flächennutzungsplanes in Hüsede
    -Entwurfs- und Auslegungsbeschluss-
b) Bebauungsplan Nr. 43.1 "AGRO II", Hüsede
    -Entwurfs- und Auslegungsbeschluss-
Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 02.06.2016 Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen Beratung
Nichtöffentlich 16.06.2016 Verwaltungsausschuss Beschluss

Haushaltsmittel
[X] stehen bei Konto  427100.93000.51110 zur Verfügung
[  ] sind [  ] überplanmäßig [  ] außerplanmäßig bereitzustellen
[  ] Deckungsvorschlag:      
[  ] Sonstiges:      
[  ] Haushaltsmittel werden nicht benötigt

Beteiligung der Ortschaft/en
[  ] ist nicht erforderlich
[  ] wird noch vorgenommen
[X] ist erfolgt mit folgendem Ergebnis: Die Planung wird zustimmend zur Kenntnis 
     genommen.

                   

Sachverhalt:
Planungsanlass der 54. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) und der Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 43.1 „AGRO II“ (im Parallelverfahren) ist die planungsrechtliche 
Sicherung der Erweiterung des hier in der Gemeinde Bad Essen ansässigen Unternehmens 
(AGRO International GmbH & Co. KG). Diese Erweiterungsmöglichkeit dient dazu, auch 
zukünftig den Betriebsstandort hier in der Gemeinde zu sichern. 
 
Eine Planungserfordernis ergibt sich insbesondere auf der Grundlage der in § 1 (6) Nr. 8a 
und 8c BauGB aufgeführten Belange (Berücksichtigung der Belange der Wirtschaft und der 
Schaffung/Sicherung von Arbeitsplätzen).
Ob und inwieweit die von der Gemeinde hier angestrebten Ziele (Erweiterung/Erhalt der 
gewerblichen Nutzung) auch oder ggfs. sogar besser an anderen Standorten verwirklicht 
werden könnten, ist im Rahmen des § 1 (3) BauGB ohne Belang. Insbesondere die 
städtebauliche Zielsetzung der erforderlichen Erweiterung des vorhandenen Standortes des 
hier ansässigen Unternehmens schließt andere Standortalternativen aus.
 
Tatsächlich wird der potentielle Erweiterungsbereich z.Zt. als intensiv genutzte Ackerfläche 
genutzt. Dies entspricht auch der derzeitigen Darstellung im wirksamen Flächen-
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nutzungsplan (FNP) der Gemeinde Bad Essen. Eine künftige gewerbliche Nutzung des 
Bereiches bedarf insofern einer Änderung der Darstellungen des FNP.
 
Nach dem Raumordnungsprogramm des Landkreises Osnabrück (RROP) sind für den 
potentiellen Erweiterungsbereich der Fa. AGRO hier zunächst keine, einer gewerblichen 
Nutzung entgegenstehenden Nutzungen oder Planungen vorgesehen. Westlich angrenzend 
dargestellt ist hier eine „sonstige Eisenbahnstrecke“ und südlich eine Rohrfernleitung (Gas).
Insofern ist – gemessen an den Darstellungen des RROPs – eine potentielle Erweiterung 
des Gewerbestandortes mit den Zielen der Raumordnung und Regionalplanung vereinbar.
 
Neben bzw. parallel zur Änderung des FNP (als vorbereitende Bauleitplanung) ist es 
erforderlich, einen Bebauungsplan (verbindliche Bauleitplanung) für den Erweiterungsbereich 
aufzustellen, der dann wiederum die Grundlage für daran anschließende bauordnungs-
rechtliche Genehmigungsverfahren ist.
 
Bei der Erweiterung von gewerblichen Nutzungen sind immissionsschutzrechtliche Aspekte 
(hier insbesondere Lärm) zu beachten. Die potentielle Erweiterungsfläche der Fa. AGRO hat 
insbesondere die hier benachbarten Wohnnutzungen (Jürgensweg 20 im Osten sowie 
Maschweg 107 bis 111 im Süden der potentiellen Erweiterungsfläche) zu berücksichtigen.
 
Im Rahmen der Aufstellung eines Bebauungsplanes sind immissionsrelevante Bedingungen 
zu ermitteln und ggfs. entsprechende, geeignete Maßnahmen festzulegen, die den 
immissionsschutzrechtlichen Schutzanspruch benachbarter Nutzungen sicherstellen.
 
Des Weiteren ist im Hinblick auf die potentiellen Erweiterungsflächen zu beachten, dass 
zwischen dem derzeitigen Betriebsgelände und der potentiellen Erweiterungsfläche das 
Eisenbahnanschlussgleis und das Gewässer Hüseder Mühlenbach verlaufen.
Diese sind im Zuge der Erweiterung des Betriebes entsprechend zu berücksichtigen (Einbau 
von Querungshilfen bzw. Brücken/Kastendurchlässe o.ä.).

Vom planbearbeitenden Büro Ingenieurplanung Wallenhorst wurden mittlerweile 
Planunterlagen sowie Begründungen zur Flächennutzungsplan-Änderung und Aufstellung 
des Bebauungsplanes erarbeitet, die in der Anlage beigefügt sind. Zudem fand die 
vorgezogene Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch sowie die Unterrichtung der 
Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch zwischen dem 04.05. und 
06.06.2016 statt.
                    

Beschlussvorschlag:
Der Verwaltungsausschuss beschließt:

1. den Entwurf für die 54. Änderung des Flächennutzungsplanes „Hüsede“ in der 
vorgelegten Fassung/mit folgenden Änderungen für die Dauer eines Monats öffentlich 
auszulegen und die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange durchzuführen.

2. den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 43.1 „AGRO II“, Hüsede, in der vorgelegten
            Fassung/mit folgenden Änderungen für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen
            und die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange durchzuführen.          

Anlage/n:
- Flächennutzungsplan mit Begründung
- Bebauungsplan mit Begründung                   
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Gemeinde Bad Essen
Der Bürgermeister

Vorlage

Federführend:
Fachdienst 3 Umwelt, Planen und Bauen

Vorlage-Nr:
Status:
WWW-Status:
Datum:
Verfasser: 
AZ:

FD3/2016/101
öffentlich
öffentlich
10.05.2016
Andreas Pante
-pa/md-

Bebauungsplan Nr. 3.1 "Bad Essen-Süd", Bad Essen, 7. Änderung
-Abwägungs- und Satzungsbeschluss-
Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 02.06.2016 Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen Beratung
Nichtöffentlich 16.06.2016 Verwaltungsausschuss Beratung
Öffentlich 16.06.2016 Rat der Gemeinde Bad Essen Beschluss

Haushaltsmittel
[X] stehen bei Konto  427100/93000/51110 zur Verfügung
[  ] sind [  ] überplanmäßig [  ] außerplanmäßig bereitzustellen
[  ] Deckungsvorschlag:      
[  ] Sonstiges:      
[  ] Haushaltsmittel werden nicht benötigt

Beteiligung der Ortschaft/en
[  ] ist nicht erforderlich
[  ] wird noch vorgenommen
[X] ist erfolgt mit folgendem Ergebnis: Zustimmung     

          

Sachverhalt:
Die „Nikolaistraße“ in der Ortschaft Bad Essen bildet zusammen mit dem „Kirchplatz“ und der
oberen „Lindenstraße“ städtebaulich und bauhistorisch eine Einheit. Diesem Teil des
„Historischen Ortskerns“ in Bad Essen sind das nördliche Teilstück der „Bergstraße“ und der
Bereich „Meyerhof“ hinzuzurechnen.

Die Bebauung an der „Nikolaistraße“ ist überwiegend im 19. Jahrhundert entstanden. Für die
Entwicklung der Ortschaft Bad Essen war sie als Standort für Wohnen, Einzelhandel und
Handwerk zusammen mit der oberen „Lindenstraße“, der „Bergstraße“ und dem „Kirchplatz“
von besonderer Bedeutung. Dieses galt bis etwa 1970. Seit ca. 1970 hat sich die
Entwicklung des Einzelhandelsstandortes in die „Linden- und Lerchenstraße“ verlagert.

Im Gegensatz zur attraktiven Lage von Wohnhäusern und Eigentumswohnungen sowie
Einzelhandel und Gastronomie im Bereich der „Linden- und Lerchenstraße“ hat sich der
Standort „Nikolaistraße“ verschlechtert, da die örtlichen Anforderungen hinsichtlich Größe
der Ladenfläche oder auch die Parkplatzsituation den heutigen Anforderungen vielfach nicht
mehr genügen.

Aus diesem Grunde wurde für den Standort „Nikolaistraße“ ein Entwicklungskonzept mit dem
Ziel erarbeitet, die vorhandenen Leerstände auf eine weitere gewerbliche
Nutzungsmöglichkeit hin zu prüfen und ggfs. auch die Umnutzung zu Wohnzwecken zu
forcieren und damit insgesamt den Bereich wieder zu beleben und die „Nikolaistraße“ wieder
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zu einem attraktiven Standort zu entwickeln.

Ein Ergebnis dieses Entwicklungskonzeptes war es, die Kerngebietsfestsetzungen im Zuge
der „Nikolaistraße/Bergstraße“ in Mischgebietsfestsetzungen umzuwandeln. In diesem
Zusammenhang sollen auch gleichzeitig die planungsrechtlichen Möglichkeiten geschaffen
werden, im Plangebiet ein Vierfamilienhaus zu errichten und einen Anbau an dem
denkmalgeschützten Gebäude Lindenstraße Nr. 2 zu realisieren. Hierzu liegen konkrete
Ansiedlungsvorhaben vor.

Mit der Umwandlung zum Mischgebiet werden nunmehr auch Wohnnutzungen in den
Erdgeschossen zulässig, was in den Kerngebieten nicht der Fall war. Gleichzeitig ist
daneben auch immer noch eine, wenn auch nicht zu intensive gewerbliche Nutzung:
Einzelhandel oder Dienstleistungen usw. möglich. Durch die Zulassung von Wohnnutzungen
in den Erdgeschossen kann den bestehenden bzw. drohenden Leerständen bei fehlenden
gewerblichen Nutzungen gegengesteuert werden.

Die einmonatige öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 Satz 1 Baugesetzbuch sowie die 
Trägerbeteiligung nach § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch fand zwischen dem 20.04.2016 und 
02.06.2016 statt. Sämtliche Stellungnahmen, Bedenken und Anregungen werden vom 
planbearbeitenden Büro in einer Aufstellung aufgelistet, kommentiert bzw. mit einem 
Abwägungsvorschlag versehen und in der Sitzung vorgetragen.          

Beschlussvorschlag:
Der Rat beschließt:

1. die eingegangenen Bedenken, Anregungen und Stellungnahmen zum Bebauungsplan Nr. 3.1 
„Bad Essen-Süd“ wie folgt zu behandeln:

                                              1. …
                                              2. …
                                              3. …
            Kenntnisnahme / Berücksichtigung / Zurückweisung nach dem Vorschlag des
            Planbearbeiters.

2. den Bebauungsplan Nr. 3.1 „Bad Essen-Süd“, bestehend aus Planteil mit textlichen
      und gestalterischen Festsetzungen sowie Begründung mit den vorstehend
      beschlossenen Änderungen / in der vorgelegten Fassung als Satzung.

3. Die für den Änderungsbereich erlassene Veränderungssperre gemäß § 14
           Baugesetzbuch zur Sicherung der Bauleitplanung wird aufgehoben.       

Anlage/n:
-  Lageplan
-  Bebauungsplan mit Planzeichenerläuterung und textlichen Festsetzungen               
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Gemeinde Bad Essen
Der Bürgermeister

Vorlage

Federführend:
Fachdienst 3 Umwelt, Planen und Bauen

Vorlage-Nr:
Status:
WWW-Status:
Datum:
Verfasser: 
AZ:

FD3/2016/105
öffentlich
öffentlich
17.05.2016
Andreas Pante
-pa/md-

55. Änderung des Flächennutzungsplanes und Bebauungsplan 
Nr. 76 "Südlich Kampstraße"
Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 02.06.2016 Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen Beratung
Nichtöffentlich 16.06.2016 Verwaltungsausschuss Beratung
Öffentlich 16.06.2016 Rat der Gemeinde Bad Essen Beschluss

Haushaltsmittel
[  ] stehen bei Konto ________________ zur Verfügung
[  ] sind [  ] überplanmäßig [  ] außerplanmäßig bereitzustellen
[  ] Deckungsvorschlag:      
[  ] Sonstiges:      
[X] Haushaltsmittel werden nicht benötigt

Beteiligung der Ortschaft/en
[  ] ist nicht erforderlich
[X] wird noch vorgenommen
[  ] ist erfolgt mit folgendem Ergebnis:      

                

Sachverhalt:
Die Gemeinde Bad Essen beabsichtigt mit der Änderung des Flächennutzungsplanes im 
Ortsteil Lockhausen, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ausweisung von ca. 2 
ha Wohnbauflächen (13-15 neue Wohnbaugrundstücke, ca. 5 vorhandende Wohngebäude) 
zu schaffen. Die Gemeinde Bad Essen möchte mit diesen Bauflächenausweisungen den 
Wohnstandort Lockhausen im Rahmen der Eigenentwicklung sichern. 
 
Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Bad Essen stellt für den 
Änderungsbereich zum einen gemischte Bauflächen (an der Weststraße mit bereits 
vorhandener Wohnbebauung) und zum anderen Flächen für die Landwirtschaft dar. Das 
Planungserfordernis ergibt sich hier insofern aufgrund der beabsichtigten Ausweisung von 
Wohnbauflächen. Die bislang gemischten Bauflächen an der Weststraße werden 
entsprechend ihrer tatsächlichen Nutzung nunmehr auch als Wohnbauflächen dargestellt. 
 
In der Ortschaft Lockhausen besteht Bedarf, Wohnbauflächen auszuweisen. Die Gründe 
hierfür ergeben sich aus konkreten Anfragen nach Wohnbauland in der Ortschaft, vor dem 
Hintergrund, dass die noch vorhandenen bebaubaren Grundstücke in der Ortschaft 
(Baulücken) auf absehbare Zeit nicht für eine bauliche Nutzung zur Verfügung stehen und 
weitere planungsrechtlich gesicherte Bauflächen kaum mehr vorhanden sind.  
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Zielsetzung der Gemeinde Bad Essen ist es nunmehr, Wohnbauflächen für die 
Eigenentwicklung der Ortschaft Lockhausen auszuweisen. Hierzu ist herauszustellen, dass 
Lockhausen eine historisch gewachsene, eigenständige Ortschaft ist. Die Gemeinde Bad 
Essen sieht es als wesentliche städtebauliche Aufgabe an, die Eigenentwicklung der 
ehemals 17 eigenständigen Gemeinden bzw. Ortschaften zu fördern. In diesen Ortschaften 
(so auch in Lockhausen) besteht eine Nachfrage nach Baugrundstücken, die sowohl aus der 
Eigenentwicklung resultiert, als auch auf das hier günstigere Bodenpreisniveau reflektiert.

Eigenentwicklung zu fördern bedeutet in diesem Zusammenhang auch, die Eigenständigkeit 
zu sichern. Vor dem Hintergrund einer, statistisch gesehen, abnehmenden Bewohnerzahl pro 
Wohnung und damit einem größeren Wohnbedarf besteht auch in den kleineren Ortschaften 
das Erfordernis, Bauflächen auszuweisen, allein schon aus der örtlichen Nachfrage heraus. 
Nur durch diese Bauflächenausweisung kann die örtliche Bevölkerungszahl gehalten und in 
begrenztem Umfang entwickelt werden. Dieses ist gleichzeitig Voraussetzung, um örtliche 
Gemeinbedarfseinrichtungen in ihrem Bestand zu sichern und einseitige 
Bevölkerungsstrukturen (Überalterung) zu vermeiden. 
Mit dieser Ausweisung von Wohnbauflächen wird erreicht, dass der südliche Ortsrand der 
Ortschaft Lockhausen baulich abgerundet wird (Arrondierung). 
 
Zur planungsrechtlichen Absicherung der o.g. gemeindlichen Zielsetzungen ist es nunmehr 
erforderlich den Flächennutzungsplan entsprechend zu ändern.  
 
Parallel zur Änderung des Flächennutzungsplanes wird der Bebauungsplan Nr. 76 „Südlich 
Kampstraße“ aufgestellt. 
 
Die Kosten der Bauleitplanverfahren trägt der Vorhabenträger. 
                

Beschlussvorschlag:
Der Rat beschließt: 
 
1. den Flächennutzungsplan im Bereich südlich der Kampstraße in der Ortschaft
      Lockhausen entsprechend der beigefügten Planskizze zu ändern, 55. Änderung, 
 
2. den Bebauungsplan Nr.76 „Südlich Kampstraße" aufzustellen. Der Geltungsbereich
      des Plangebietes ist im beigefügten Kartenauszug dargestellt. 
 
3. Die Verwaltung wird beauftragt, die Entwurfsbearbeitung zu veranlassen und die
      weiteren Verfahrensschritte nach dem Baugesetzbuch bis zum Entwurfs- und
      Auslegungsbeschluss abzuwickeln. 
 
               

Anlage/n:
- Darstellung wirksamer FNP u. Abgrenzung 55. Änderung des FNP 
- Abgrenzung B-Plan Nr. 76 „Südlich Kampstraße“ 
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Gemeinde Bad Essen
Der Bürgermeister

Vorlage

Federführend:
Fachdienst 3 Umwelt, Planen und Bauen

Vorlage-Nr:
Status:
WWW-Status:
Datum:
Verfasser: 
AZ:

FD3/2016/104
öffentlich
öffentlich
12.05.2016
Andreas Pante
-pa/md-

Bebauungsplan Nr. 72 "Hafenstraße/Schulallee", Harpenfeld,
1. Änderung
-Änderungsbeschluss-
Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 02.06.2016 Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen Beratung
Nichtöffentlich 16.06.2016 Verwaltungsausschuss Beratung
Öffentlich 16.06.2016 Rat der Gemeinde Bad Essen Beschluss

Haushaltsmittel
[X] stehen bei Konto  427100.93000.51110 zur Verfügung
[  ] sind [  ] überplanmäßig [  ] außerplanmäßig bereitzustellen
[  ] Deckungsvorschlag:      
[  ] Sonstiges:      
[  ] Haushaltsmittel werden nicht benötigt

Beteiligung der Ortschaft/en
[  ] ist nicht erforderlich
[X] wird noch vorgenommen
[  ] ist erfolgt mit folgendem Ergebnis:      

            

Sachverhalt:
Der Bebauungsplan Nr. 72 „Hafenstraße/Schulallee“, Harpenfeld, wurde in den Jahren 2011 
und 2012 aufgestellt und beschlossen, um die bisher entstandenen Entwicklungen im 
Sanierungsgebiet Hafenstraße umzusetzen. Hierbei entstand ein modernes Wohngebiet an 
der Marina, ein Hafenbecken mit Servicegebäude und ein ansprechendes Umfeld, welches 
touristisch stark genutzt wird.

Für das bestehende Speichergebäude sieht der Bebauungsplan ein Sondergebiet „Wohnen 
und Arbeiten im Speicher“ vor, welches abgegrenzt ist auf den unmittelbaren Bereich des 
Bestandsgebäudes.

Aufgrund der aktuellen Entwicklung zur Umsetzung und Wiedernutzung des 
Speichergebäudes wurde mit Entscheidung des Verwaltungsausschusses am 21.04.2016 
das Exklusivvermarktungsrecht an einen neuen Investor vergeben. Nach den Vorstellungen 
des Investors wird nicht nur das Bestandsgebäude umgebaut und neu genutzt, sondern mit 
einem Neubau mit Parkdeck ergänzt. Nur hierdurch kann nach Aussage des Investors die 
Gesamtwirtschaftlichkeit des Projektes sichergestellt werden.

Um die Umsetzung des Projektes zu ermöglichen ist es notwendig, den überbaubaren 
Bereich des Sondergebietes westlich des bestehenden Speichers zu erweitern.
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Mit der Überarbeitung des Teilbereiches des Bebauungsplanes soll zudem die bisher südlich 
des Gastronomiebetriebes bestehende Erschließungsstraße nördlich des Gebäudes in 
Verlängerung der Promenade bis zum öffentlichen Parkplatz dargestellt werden. Dieses 
entspricht dem aktuellen Beratungsstand zur Entwicklung in diesem Bereich des 
Sanierungsgebietes Hafenstraße.

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 72 dient Maßnahmen der Innenentwicklung. Die 
Planfläche beträgt weniger als 20.000 qm. Desweiteren wird durch die Änderung des 
Bebauungsplanes nicht die Zulässigkeit eines Vorhabens begründet, welches einer Pflicht 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegt.

Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 (6) Nr. 7 b Baugesetzbuch genannten 
Schutzgüter bestehen nicht. Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 
13 Baugesetzbuch aufgestellt. Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften des 
vereinfachten Verfahrens gemäß § 13 (2) und (3) Baugesetzbuch.
           

Beschlussvorschlag:
Der Rat beschließt:

1. den Bebauungsplan Nr. 72 „Hafenstraße/Schulallee“, Harpenfeld, zu ändern, 
1. Änderung. Der Geltungsbereich des Plangebietes ist im beigefügten Kartenauszug 
dargestellt.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Entwurfsbearbeitung zu veranlassen und die 
weiteren Verfahrensschritte nach dem Baugesetzbuch bis zum Entwurfs- und 
Auslegungsgeschluss abzuwickeln.

            

Anlage/n:
- Abgrenzung des Plangebietes     
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Gemeinde Bad Essen
Der Bürgermeister

Vorlage

Federführend:
Fachdienst 3 Umwelt, Planen und Bauen

Vorlage-Nr:
Status:
WWW-Status:
Datum:
Verfasser: 
AZ:

FD3/2016/103
öffentlich
öffentlich
25.05.2016
Andreas Pante
-pa/md-

Gemeinsame Breitbandinitiative
-Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung-
Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 02.06.2016 Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen Beratung
Nichtöffentlich 16.06.2016 Verwaltungsausschuss Beratung
Öffentlich 16.06.2016 Rat der Gemeinde Bad Essen Beschluss

Haushaltsmittel
[  ] stehen bei Konto        zur Verfügung
[X] sind in den Haushaltsplänen 2017 und 2018 bereitzustellen
[  ] Deckungsvorschlag:      
[  ] Sonstiges:      
[  ] Haushaltsmittel werden nicht benötigt

Beteiligung der Ortschaft/en
[X] ist nicht erforderlich
[  ] wird noch vorgenommen
[  ] ist erfolgt mit folgendem Ergebnis:      

                       

Sachverhalt:
Der Landkreis Osnabrück bzw. die TELKOS GmbH führt in Abstimmung und im 
gemeinsamen Interesse mit den einzelnen Gemeinden/Städten ein europaweites 
Ausschreibungsverfahren mit dem Ziel der Errichtung einer passiven Glasfaserinfrastruktur 
gemäß der vorbenannten öffentlich-rechtlichen Vereinbarung und der anschließenden 
Verpachtung an einen Provider (Betreiber) durch. Dabei wird der Landkreis bzw. die 
TELKOS GmbH Eigentümer/in der passiven Glasfaserinfrastruktur.
Zuvor wurde mittels Durchführung einer sogenannten Markterkundung eine Unterversorgung 
der betroffenen Gebiete sowie ein Marktversagen ermittelt. Ein Marktversagen liegt in 
diesem Zusammenhang dann vor, wenn kein Telekommunikationsanbieter in den jeweiligen 
Gebieten in den nächsten drei Jahren einen eigenwirtschaftlichen Breitbandausbau plant. 
Hintergrund sind die regelmäßig sehr hohen Investitionskosten für die erforderlichen 
Tiefbauarbeiten zur Verlegung entsprechender Glasfasernetze. Aus diesem Grund ist die 
Versorgung derart unterversorgter Regionen, in denen ein Marktversagen herrscht, nur mit 
Hilfe kommunaler Förderung möglich.
Landkreis Osnabrück und TELKOS haben hierzu bereits eine Förderung aus dem 
Bundesförderprogramm für den Breitbandausbau vom 22. Oktober 2015 beantragt. 
Voraussetzung für eine Förderung des Landkreises Osnabrück bzw. der TELKOS ist hier 
allerdings, dass die Aufgabe der Breitbandförderung auf die Landkreisebene übertragen 
wird. 
Aus der Übertragung der Aufgabe und dem Abschluss der öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung entsteht die Pflicht zur Beteiligung an den Kosten gem. § 4 Ziffer 1 der 
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Vereinbarung: Die von den Gemeinden/Städten zu zahlenden Beträge werden zu 50% nach 
den Einwohnerzahlen und zu 50% nach den zurechenbaren Kosten für das Breitbandprojekt 
nach § 4 Ziffer 1 auf die Gemeinden/Städte bemessen. Die Gemeinden/Städte zahlen jedoch 
maximal die auf sie entfallenden zurechenbaren Kosten zzgl. eines Solidarbeitrags in Höhe 
von 1 € je Einwohner. Wenn sich eine Differenz zu der Kostentragung nach Satz 1 ergibt, 
übernimmt diese Differenz der Landkreis. In Abstimmung mit den Gemeinden/Städten wird 
einvernehmlich bestimmt, ob diese Zahlungen als einmalige Zahlung oder in mehreren 
Teilbeträgen geleistet werden.

Die TELKOS wird in der Gemeinde Bad Essen gem. der beigefügten Ausbauplanung 15 
derzeit noch unerschlossene Kabelverzweiger ausbauen und ein bisher unterversorgtes 
Gewerbegebiet mit Glasfaserdirektanschlüssen ausstatten. 
          

Beschlussvorschlag:
Der Rat beschließt, die Aufgabe der kommunalen Breitbandförderung in den als 
unterversorgt geltenden Gebieten auf den Landkreis Osnabrück zu übertragen. Hierzu wird 
der Bürgermeister ermächtigt, die der Beschlussvorlage beigefügte öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung zwischen der Gemeinde Bad Essen und dem Landkreis Osnabrück zu 
schließen.  Aus der Übertragung der Aufgabe und dem Abschluss der öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung ergibt sich auch die Pflicht, anteilig Kosten gem. § 4 Ziffer 1 der öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung zu tragen. Die Gemeinde verpflichtet sich, die notwendigen 
haushaltsrechtlichen Voraussetzungen zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu schaffen. 
                    

Anlage/n:
- Kosten- und Ausbauübersicht
- Öffentlich-rechtliche Vereinbarung         
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Gemeinde Bad Essen
Der Bürgermeister

Vorlage

Federführend:
Fachdienst 3 Umwelt, Planen und Bauen

Vorlage-Nr:
Status:
WWW-Status:
Datum:
Verfasser: 
AZ:

FD3/2016/102
öffentlich
öffentlich
12.05.2016
Andreas Pante
-pa/md-

Verkehrsplanungsüberlegungen in Bohmte
-Orientierungsvorlage-
Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 02.06.2016 Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen Beratung
Nichtöffentlich 16.06.2016 Verwaltungsausschuss Beschluss

Haushaltsmittel
[  ] stehen bei Konto        zur Verfügung
[  ] sind [  ] überplanmäßig [  ] außerplanmäßig bereitzustellen
[  ] Deckungsvorschlag:      
[  ] Sonstiges:      
[X] Haushaltsmittel werden nicht benötigt

Beteiligung der Ortschaft/en
[X] ist nicht erforderlich
[  ] wird noch vorgenommen
[  ] ist erfolgt mit folgendem Ergebnis:      

            

Sachverhalt:
Durch die Ortschaft Bohmte mit ca. 7.300 Einwohnern führt die Bremer Straße, zu einem 
großen Teil als Landesstraße 81 und im nördlichen Abschnitt als Kreisstraße 401. Entlang 
dieser Ortsdurchfahrt reihen sich viele Geschäftshäuser aber auch Wohngebäude, die durch 
den bestehenden Verkehr belastet werden.

Lt. Zählungen aus 2015 ergeben sich für den nördlichen Teil der Bremer Straße 7.100 Kfz 
(davon ca. 300 LKW), für den Shared Space Bereich 12.350 Kfz (davon ca. 900 LKW) und 
für den südlichen Bereich der Bremer Straße 10.500 Kfz (davon ca. 750 LKW).

Insbesondere die hohen LKW-Zahlen sollen zukünftig durch unterschiedliche Maßnahmen 
gesenkt und möglichst aus dem Kernbereich von Bohmte ferngehalten werden. Hierzu liegen 
aktuell der Gemeinde Bohmte drei Anträge vor.

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN favorisiert eine Änderung der 
Beschilderung und Aufstellung von Hinweisschildern als Vorwegweiser, um den LKW 
Verkehr aus dem direkten Ortskern fernzuhalten.

Der Antrag der SPD-Ratsfraktion in Bohmte zielt ebenfalls darauf ab, insbesondere den 
Schwerlastverkehr aus dem südlichen Bereich der Bremer Straße fernzuhalten und diesen 
Abschnitt der Landesstraße herabzustufen und die geplante Neugestaltung der südlichen 
Bremer Straße nach dem Muster des Shared Space Bereiches umzusetzen.
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Der Antrag der CDU Ortsratsfraktion in Bohmte, in Zusammenarbeit mit der 
Interessengemeinschaft „LKW raus aus Bohmte“, geht über die bisher vorliegenden Anträge 
hinaus. Insbesondere der LKW Verkehr auf der L 770 aus Richtung Petershagen soll über 
Minden nach Lübbecke und Preußisch Oldendorf über die B 65 durch Bad Essen geführt 
werden. Alternativ könnte auch eine Ableitung des Schwerlastverkehrs auf der L 770 in 
Espelkamp erfolgen, um von hier aus bis Lübbecke auf die B 65 Richtung Bad Essen geführt 
zu werden.

Die Bürger in der Ortschaft Bohmte werden unbestritten durch LKW Verkehr in einem 
erheblichen Umfang belastet. Wenn allerdings LKW Verkehre, die bisher über die 
nordrheinwestfälische Landesstraße 770 den Ort Bohmte erreichen, zukünftig bereits in 
Minden, Petershagen oder Lübbecke auf die südlich verlaufende B 65 geleitet werden, ist 
das nur eine Lösung, die LKW Verkehre zu Lasten anderer Kommunen verschiebt.

Demzufolge kann auch nur eine Lösung gesucht werden, die auf dem Gebiet der Gemeinde 
Bohmte realisiert wird. Die immer wieder in der Diskussion gestandenen Nord/Süd 
Umgehungen oder auch die sogenannte Mittelanbindung, jeweils in Verlängerung der L 770 
mit Anschluss an die westlich an Bohmte vorbeiführende B 51, müssten wieder aufgegriffen 
werden.

Im Januar 2013 wurde im ILEK Prozess von den drei Gemeinden Bad Essen, Bohmte und 
Ostercappeln eine Verkehrsanalyse durch das Planungsbüro SHP Ingenieure aus Hannover 
erstellt. Die sehr umfangreiche Verkehrsanalyse mit dem Titel „Wittlager Land – 
Perspektiven der regionalen Verkehrsentwicklung“ (Untertitel: „Gemeindeübergreifende und 
ressourcenschonende Mobilitäts- und Verkehrsentwicklung im Wittlager Land“) zeigt bereits 
die Lösungen auf.

Der Vorlage sind die bestehenden drei Anträge sowie die Kurzfassung der Verkehrsanalyse 
aus 2013 beigefügt.          

Beschlussvorschlag:
Wird in der Sitzung erarbeitet.          

Anlage/n:
- Antrag BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
- Antrag SPD-Ratsfraktion Gemeinde Bohmte
- Antrag CDU Ortsratsfraktion Bohmte in Zusammenarbeit mit der Interessengemeinschaft
  „LKW raus aus Bohmte“
- Verkehrsuntersuchung SHP Ingenieure            
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